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1. Einführung

Für die Lösung vieler Aufgaben der Prozeßsteuerung, der Daten-
verarbeitung usw. erscheint es beim gegebenen Stand der Tech-
nik naheliegend, Mikrorechneranordnungen einzusetzen.
Das führt oft zu überzeugenden Ergebnissen: die technische
Aufgabe kann ohne aufwendige Entwicklung elektronischer Bau-
gruppen durch Nutzung gegebener Funktionseinheiten und deren
Programmierung gelöst werden.
Mit steigender Komplexität der Aufgabenstellung wird es zuneh-
mend schwieriger, an einen solchen Lösungsansatz festzuhal-
ten. Nach und nach stellen sich die Grenzen des gegebenen
Mikrorechnersystems heraus (Verarbeitungsgeschwindigkeit,
Speicherkapazität, E-A- Ausstattung). Dann werden üblicher-
weise folgende Alternativen erwogen:

1. Einsatz mehrerer Mikrorechner
2. Einsatz bzw. Entwickung einer Mikrorechneranordnung mit

hinreichender Ausstattung und hinreichendem Leistungsver-
mögen

3. Entwicklung spezieller Schaltungsanordnungen.

Hier geht es im Sinne des zweiten Lösungsansatzes darum, das
Leistungsvermögen eines Mikrorechners durch Erweiterungen,
Zusatzschaltungen usw. für leistungsbestimmende Abläufe deut-
lich zu verbessern. Dieses Ziel beruht auf folgender Erfah-
rungstatsache: Wird die komplexe technische Aufgabenstellung
in überschaubare Teilaufgaben zerlegt, so zeigt es sich oft,
daß für die weitaus meisten Teilaufgaben die gegebene Mikro-
rechneranordnung in Ausstattung und Leistungsvermögen ohne
weiteres ausreicht. Dann ist es sinnvoll zu untersuchen, ob
sich die verbleibenden Anforderungen durch zielgerichtete
Ergänzungen, Verfeinerungen usw. erfüllen lassen.

Dazu sollen nachfolgend einige Schaltungsvorschläge diskutiert
werden, und zwar im einseinen:

Adressenerweiterungen für Sonderwirkungen
Speicher für Zugriffe zu Einzelbits
Beschleunigung von Programmabläufen
Erweiterungen für externe Interfaces
Erweiterungen des Operationscodes
Vorkehrungen für den Adressen- Vergleichsstop
Rücklesbare Ausgaben
Speicheranordnungen mit Fehlerkorrektur
Speicheranordnungen mit Videoanschluß
Vermeidung von Wartezuständen.

Es geht dabei keineswegs um autonome Steuerschaltungen, Copro-
zessoren und dergleichen, sondern stets um vergleichsweise
einfache Schaltungsmaßnahmen, die sich grundsätzlich auf ele-
mentare Mikrorechneranordnungen (Bild 1) beziehen. Den Daten-,
Adressen- und Steuerleitungen einer solchen Anordnung werden
entweder Ergänzungsschaltungen beigeordnet, oder an sich gege-
bene Schaltmittel (z. B. Speicher) werden in besonderer Weise
ausgebildet.



Die Schaltungsanordnungen sind auf praktisch alle Mikroprozes-
sor- Typen übertragbar. Hat der betreffende Mikroprozessor
beispielsweise ein Multiplex- Bussystem (z. B. Z 8000, 8086),
so bereitet es keine Schwierigkeiten, eine Struktur gemäß Bild
l aufzubauen (Anordnung von Adreß- Latches).
Zur Illustration wird vorzugsweise auf das System Z 80 (U 880)
zurückgegriffen. Das hat folgenden Grund: Für den Feinentwurf
ist es unerläßlich, das Busprotokoll des Mikroprozessors in
allen Einzelheiten zu kennen. Beim Z 80 sind die Abläufe noch
recht einfach, und die Schaltungsanordnungen lassen sich ver-
gleichsweise übersichtlich darstellen. Auch ist zu erwarten,
daß die Einzelheiten hinreichend bekannt sind (siehe etwa

Für manche der angesprochenen Aufgaben erscheint es nahelie-
gend, Mikroprozessorsysteme au wählen, die von vornherein
hinreichend leistungsfähig sind. Dazu einige Bemerkungen:

1. Die Wahl hat man nicht immer (Terminvorgaben, Verfügbar-
keit, existierende Software).

2. Die Alternativen "einfacher Mikrorechner + Zusatzschal-
tungen" (z. B. mit 8-bit- CPU) und "Hochleistungs- Mikrorech-
ner" (z. B. mit 32-bit- CPU) sind fallweise mit allen tech-
nisch und betriebswirtschaftlich bedeutsamen Tatsachen gegen-
einander abzuwägen, namentlich dann, wenn das einfache System
für die meisten Teilaufgaben des Einsatzfalles ausreicht
(Hochleistungs- Mikrorechner haben vergleichsweise hohe Grund-
aufwendungen, z. B. für Mehrlagen- Leiterplatten, schnelle
Speicherschaltkreise usw. ) .

3. Die Anforderungen an Einsatalösungen werden weiterhin
wachsen, so daß es auch künftig darum gehen wird, Leistungs-
grenzen gegebener Hardware zu überwinden.



Liefert der Mikroprozessor eine hinreichend lange Adresse
(mehr Adressenbits, als zur Adressierung der Speicherausstat-
tung benötigt werden), so lassen sich Sonderwirkungen recht
einfach durch AdresSendecodierung ableiten (Bild 2).
Beispiele für solche Sonderwirkungen sind:

1. Zugriffe über ein universelles Bussystem
2. Blocktransporte zu E-A-Einrichtungen
3. Transporte zur Umcodierung von Information
4. Suchoperationen
5. Zugriffe zu einseinen Bits in Speichern
6. Hardwareseitige Überwachung von Zugriffen zwecks Auslö-

sung von Sonderwirkungen, um die Software zu entlasten
(im Sinne der Ablaufbeschleunigung).

Mit Ausnahme der Punkte 5. und 6. (s. dazu Abschnitt 3 bzw. 4)
werden nachfolgend Einzelheiten erläutert.

2.1 Zugriffe über ein universelles Bussystem

Es handelt sich darum, daß nicht zu internen Speicheranord-
nungen des Mikrorechners, sondern zu Einrichtungen zugegriffen
wird, die an einen Universalbus angeschlossen sind.
Der Mikrorechner wird dazu als Master am Universalbus wirksam.
Grundsätzlich werden durch entsprechendes Decodieren der
Adresse Master- Anforderungsschaltungen aktiviert. Wird da-
raufhin der Buszyklus zugeteilt, so veranlassen autonome Ab-
laufsteuerschaltungen (Bus- Sequencer) den Datentransport.
Da bei üblichen Bussystemen die Zeit von der Anforderung bis
zur Zuteilung nicht vorhersagbar ist, muß die CPU sofort mit
Erkennen der Anforderung in einen Wartezustand versetzt wer-
den. Bild 3 gibt einen Überblick über die grundsätzliche
Anordnung der Schaltmittel. Einzelheiten sind z. B. aus /8.2/
- /8.7/, /8.12/ - /8.14/, /15/ und /17/ ersichtlich.

2.2. Jälocktrajjsporte zu E-A- Einrichtungen

Für den schnellen Datenaustausch mit an sich beliebigen exter-
nen Interfaces wird ein Teil des Adressenraumes im Sinne von
E-A- Zugriffen decodiert. Zugriffe mit diesen Adressen sind
keine Speicherzugriffe, sondern sie aktivieren die E-A- Steu-
erschaltungen (Bilder 4-6; s. auch /8.16/).
Eine solche Lösung ist dann von Vorteil, wenn für das externe
Signalspiel ein Übertragungsschema zu verwirklichen ist, für
das die üblichen E-A- Schaltkreise nicht ausgelegt sind (etwa
ein besonderes Handshake- Signalspiel). Es lassen sich die
üblichen Blocktransportbefehle für die Datenübertragung
nutzen. Allerdings bereitet es gewisse Schwierigkeiten, auf
Sonderbedingungen zu reagieren (z. B. Abbruch der Übertragung
durch eine besondere Interface- Schaltfolge, Paritätsfehler
usw. ). Solche Bedingungen müssen von weiteren Schaltmitteln
erkannt werden, die ihrerseits die CPU beeinflussen (Alterna-



tiven: Rücksetzen, NMI, Interrupt). In diesem Zusammenhang ist
zu gewährleisten, daß die jeweilige Bedingung programmseitig
abgefragt werden kann. Als Beispiel ist in den Bildern 4 - 6
die Signalisierung mittels NMI und die Abfrage der Bedingung
über Halteflipflops gezeigt, die an eine PIO angeschlossen
sind.
Eine Weiterbildung des Prinzips ist in /IQ/ beschrieben: be-
stimmte Belegungen der Adresse bewirken, daß Speicher und E-A-
Anschluß gleichermaßen angesteuert werden. Das ermöglicht den
Datenaustausch zwischen Speicher und E-A- Anschluß in jeweils
einem einzigen Zyklus.
Bild 7 zeigt eine entsprechende Adressenbelegung. Das höchst-
wertige Adressenbit dient zur Unterscheidung zwischen üblichen
Speicherzugriffen und Interface- Zugriffen. Ein weiteres hö-
herwertiges Adressenbit steuert den direkten Datenaustausch
zwischen Speicher und Interface (DMA MODE). Weitere, hier
nicht näher bezeichnete höherwertige Adressenbits sind bei
Interface- Zugriffen für Sonderzwecke (z, B. zur Steuerung des
Handshaking) vorgesehen.
Bild 8 gibt eine Übersicht über die grundsätzliche Anordnung.
Wesentlich ist die steuerbare Pufferstufe l zwischen den Da-
tenleitungen der CPU und dem gemeinsamen Datenpfad von Spei-
cher und Interface. Weiterhin sind eine Interface- Koppelstufe
2, ein Speicher- Ausgangsregister 3 und ein Interface-
Schreibregister 4 vorgesehen. Die Schaltmittel 1 - 4 sind in
den Bildern 9, 10 im Einzelnen dargestellt.
Bei üblichen Speicherzugriffen (RAM ACCESS) gibt es keine
Besonderheiten.
Beim direkten Datenaustausch Interface - Speicher (DMA MODE)
ist hingegen zu beachten, daß die CPU sowohl die Speicher-
adresse liefert als auch die Richtung des Datentransports
bestimmt.
Soll vom Interface gelesen werden (Richtung vom Interface zum
Speicher), so ist in den Speicher zu schreiben; die CPU muß
also einen Schreibzugriff zur betreffenden Adresse ausführen.
Soll zum Interface hin geschrieben werden (die Information aus
dem RAM wird im Interface- Schreibregister 4 bereitgestellt),
so ist der Speicher zu lesen (Lesezugriff der CPU).
Weiterhin ist vorgesehen, daß die CPU direkt zum Interface
zugreifen kann (INTERFACE ACCESS = l; DMA MODE = 0). Dann wird
der Speicher nicht angesteuert, und die CPU bestimmt direkt
die Richtung des Informationstransports.
Die Hardware ist durch "lineare" Programmstrukturen ("loop
unrolling") besonders gut nutzbar. So sind beim Z 80 nachste-
hende Befehlsfolgen für die Ein- bzw. Ausgabe von Datenblöcken
(maximale Länge z. B. 256 Bytes) geeignet:

Eingabe_Hnterfi_->_Sp.eicherl Ausgabe jSpeicher_->., Interf^J

LD (HL),A LD A,(HL)
INC HL INC HL
LD (HL),A LD A,(HL)
INC HL INC HL

(Die Anfangsadresse in HL ist gemäß Bild 7 aufzubereiten. Man



kann eine beliebige Anzahl von Bytes übertragen, wenn der
betreffende Block oft genug aufgerufen wird bsw. wenn gemäß
der gewünschten Bytezahl der letzte Teil des Blockes ange-
sprungen wird.)
Damit erfordert die Übertragung eines Bytes 11 Maschinentakte
gegenüber 21 Maschinentakten bei Nutzung von Blocktransportbe-
fehlen (z. B. LDIR). Mit einer 4-MHz-CPU betragt die maximale
Datenrate 363 000 Bytes/s.

2.3. Traqsportg zur Umcodierung von

Sind Codewandlungen häufig auszuführen, können Umordnungs-
netzwerke im Datenpfad die Leistung deutlich verbessern (vgl.

Solche Netswerke können über entsprechende Adressendecodierung
ein- oder ausgeschaltet werden, wobei sich erforderlichenfalls
über weitere Adressenbits oder über ladbare Steuerregister die
Art der jeweiligen Wandlung bestimmen läßt.
Die kombinatorischen Funktionen sind mit ROM- Schaltkreisen
recht einfach realisierbar. Auch ist die Funktionsumsteuerung
unproblematisch (die Bilder 11, 12 zeigen charakteristische
Einzelheiten) .
Die Speicherzugriffszeit verlängert sich um die Verzögerungs-
zeit (Adresse zu Daten) des jeweiligen Wandlungs- ROM. Werden
auch normale Zugriffe (ohne Wandlung) davon betroffen, so kann
das von Nachteil sein. Soll dies vermieden werden, ist der
Datenpfad so abzuwandeln, daß Zugriffe ohne Umcodierung über
schnellere Schaltmittel (z. B. über einfache Koppelstufen)
geführt werden (Bild 13). Erforderlichenfalls ist dann dafür
zu sorgen, daß bei Zugriffen zwecks Codewandlung zusätzliche
Wartezustände eingefügt werden.

2.4 .

Blocksuchbefehle sind für viele Suchaufgaben nicht ohne wei-
teres nutsbar (Beispiel: Suchen nach bestimmten Bitkombinatio-
nen). Ein Ausweg besteht darin, Netzwerke im Datenpfad anzu-
ordnen, die bei erfüllter Suchbedingung ein charakteristisches
Bitmuster zur CPU liefern. Damit werden Blocksuchbefehle für
solche Durchmusterungsaufgaben nutzbar. Eine Anordnung ist
ausführlich in /16/ bzw. /8.16/ dargestellt.
Die konkrete Schaltungsanordnung wird wesentlich durch die Art
des Suchkriteriums und die Kompliziertheit der Verknüpfungen
bestimmt. Allgemein ist zwischen drei Aus führungs formen zu
unterscheiden :

1. Das Suchkriterium ist in der Adresse codiert; es betrifft
nur das jeweils gelesene Byte. Es ist mithin eine Codewandlung
beim Lesen auszuführen, und die grundsätzliche Anordnung ent-
spricht Bild 11 bzw. Bild 13. Die ROMs im Datenpfad sind dabei
auch kombiniert zu Wandlungs- und Suchzwecken nutzbar.
Als Beispiel mag eine Bildschirmansteuerung dienen, die Daten
im EBCDIC- Code akzeptieren soll, aber intern einen 7-bit-Code
verwendet, wobei das 8. Bit zur Unterscheidung zwischen Feld-
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Steuerzeichen und darstellbaren Zeichen dient. Es gibt dann
zwei leistungsbestimmende Funktionen, nämlich die Codewandlung
und das Suchen nach Feldsteuerzeichen.

2. Es sind gesonderte Register vorgesehen, und Suchbedingungen
bzw. -kriterien sind vor Beginn des eigentlichen Suchens zu
laden. Zusätzlich kann die Adresse weitere Steuerinformation
(etwa zur Auswahl eines Suchkriteriums) enthalten (Bild 14;
Einzelheiten z. B. in /16/).

3. In Verallgemeinerung des Prinzips werden an sich beliebige
Verknüpfungs- bzw. Suchoperationen aus der CPU in zusätzliche
Hardware verlagert, wobei die CPU selbst nur noch als Adres-
senlieferant sowie zur allgemeinen Ablaufsteuerung dient. Die
Bilder 15, 16 veranschaulichen das Prinzip, das vielfältig
abgewandelt werden kann. Zugriffe mit bestimmten Adressenbele-
gungen (SPECIAL MODE) veranlassen beispielsweise das Laden von
Registern, denen Verknüpfungsschaltungen nachgeordnet sind.
Die Verknüpfungsergebriisse sind wie folgt nutzbar:

- Lesen seitens der CPU
- Setzen von Bedingungs- Flipflops, die von der CPU aus ab-
fragbar sind bzw. Sonderwirkungen auslösen (etwa NMI bei
erfüllter Suchbedingung; vgl. auch Bild 6)

- direktes Rückschreiben iß den Speicher (DMA MODE; vgl. die
Bilder 8-10).

Die Anordnung kann so ausgebildet werden, daß bei den speziel-
len Zugriffen das Lesen bzw. Schreiben ausschließlich von der
erweiterten Adresse aus gesteuert wird (die Pufferstufe zwi-
schen CPU und Speicher- Datenpfad ist dann zu sperren; s. Bild
16). So lassen sich zeitaufwendige Programmschleifen durch
Blockbefehle oder einfache "lineare" Befehlsfolgen ersetzen
(Beispiel: byteweises Vergleichen von zwei Speicherbereichen
mittels Blocktransportbefehl).

2.5. Auf_£eilygg bzw^ Erweiterung der CPU- Adresse

Die vorgeschlagenen Schaltungsanordnungen beruhen darauf, daß
mehr Adressenbits zur Verfügung stehen als zur Adressierung
der Speichermittel erforderlich sind. Ist dies nicht von vorn-
herein gegeben, muß die Adresse erweitert werden.
Zunächst ist zu klären, ob die gesamte Mikrorechneranordnung
ausschließlich dazu vorgesehen ist, mit gegebenen Schaltmit-
teln und spezifischer Software ein bestimmtes Feld von Aufga-
ben zweckmäßig zu lösen, ob Standard- Betriebssysteme sowie
andere fremde Software lauffähig sein sollen bzw. ob das
System für an sich beliebige, zur Entwicklungszeit nicht vo-
raussehbare Erweiterungen offen sein muß.

Im ersten Fall kann man vergleichsweise unbedenklich vorgehen,
d. h. die jeweils zweckmäßigste Lösung wählen, sollte aller-
dings die notwendige Speicherausstattung eher großzügig veran-
schlagen. Braucht man beispielsweise bei einer Z 80- Konfigu-
ration "garantiert" nur je 4 kBytes ROM bzw. RAM, so ist eine



Adressenaufteilung gemäß Bild 17 praktisch risikolos; man hat
für künftige Speichererweiterungen immer noch genügend Reser-
ven. Wenn für die Sonderwirkungen nur wenige Adressenbits
ausreichen, ist keine Adressenerweiterung notwendig. Faustre-
gel: Die Hardware sollte so ausgelegt werden, daß sie wenig-
stens das 4- fache der an sich vorgesehenen Speicherkapazität
adressieren kann, auch wenn die höhere Speicherkapazität zu-
nächst nicht installiert wird: - man schafft aber damit gute
Voraussetzungen für eine Modernisierung mit der jeweils nach-
folgenden Generation von Speicherschaltkreisen.

Bei Forderungen nach Lauffähigkeit fremder Software bzw. nach
praktisch unbeschränkten Erweiterungsmöglichkeiten sind zwei
Prinzipien nutzbar:

1. Die Adresse wird so großzügig erweitert (z. B. auf 24...32
bit), daß die Sonderfunktionen und alle im Sinne von Kompati-
bilität erforderlichen Speicheraufteilungen gewissermaßen ne-
beneinander bestehen können.

2. Es werden Umschaltmöglichkeiten vorgesehen. Dabei wird die
Tatsache ausgenutzt, daß E-A- Funktionen im Rahmen von Stan-
dard- Betriebssystemen mit Gerätetreiberroutinen gesteuert
werden. So kann man z. B. über ein mit E-A- Befehlen ladbares
Register bestimmen, ob die Speicheradresse im standardmäßigen
Sinne oder im Sinne der Sonderfunktionen von der Hardware zu
interpretieren ist. Das erfordert zwei Vorkehrungen:
a) Nach dem Anfangsrücksetsen muß die standardmäßige Inter-

pretation erzwungen werden.
b) In den Treiberroutinen sind die jeweiligen Umschaltungen

vorzusehen.

Im folgenden werden einige einfache Schaltungsanordnungen zur
Adressenerweiterung vorgestellt.

Die Bilder 18 - 20 veranschaulichen die Adressenerweiterung
durch einen Segmentadressenspeicher, der über E-A- Befehle
geladen werden kann (das Rücklesen ist nicht unbedingt erfor-
derlich, aber schon aus Gründen der Prüfbarkeit zu empfehlen).
Die Anordnung gewährleistet die Segmentierung des gesamten
Speicheradressenraumes (16 Segmente zu 4 kBytes). Damit läßt
sich (bei entsprechender Speicherausstattung) eine Z 80- Kon-
figuration so einrichten, daß wahlweise beliebige Sonder-
funktionen und übliche Standardprogramme (etwa unter CP/M)
lauffähig sind.
Wichtig ist, daß beim Anfangsrücksetzen das Segment adressiert
wird, das die Startadresse der Rücksetzroutine enthält (0 bei
Z 80; bei 8086 aber FFFF0H). Siehe dazu besonders Bild 20.
Zum Laden der Segmentadresse eignet sich folgender Programmab-
lauf (Übergabe: Nummer des Segmentregisters in der höheren
Tetrade von B, Adressenerweiterung in HL):

LD C, E-A- Adresse
LD A, L
CPL — wegen der Negation am RAM- Ausgang (Bild 20)
OUT A — B adressiert Byte im Segment- RAM

10



INC C -- zum 2. Teil des RAM
LD A, H
GPL
OUT A

In der Anordnung gemäß Bild 21 - 23 (/18/, /27/) ist ein Teil
des an sich vorgesehenen RAM als Segmentadressenspeicher aus-
gebildet, und die von der CPU gelieferte Speicheradresse dient
dazu, zwischen segmentierten und unsegmentierten Zugriffen zu
unterscheiden. Das Umladen der Segmentadressen geschieht durch
unsegmentierte Zugriffe zum betreffenden RAM- Bereich.

Vorteile:
- kombinierte Nutzung des RAM sowohl als Arbeitsspeicher als
auch als Segmentadressenspeicher

- alle Speicherbefehle sind auf die Segmentadressen anwendbar
(Erhöhen, Vermindern, Vergleichen usw.)

- keine Schwierigkeiten beim Anfangsrücksetzen.

Nachteil:
- Eingeschränkte Lauffähigkeit fremder Software (wegen der
starren Aufteilung der CPU- Adresse).

Wesentlich ist die Auswahlschaltung vor den Adresseneingängen
des RAM. Bei unsegmentierten Zugriffen müssen die niedrigst-
wertigen Adressenbits zum RAM durchgesteuert werden; hingegen
sind bei segmentierten Zugriffen die zur Segmentauswahl vorge-
sehenen höherwertigen Adressenbits durchzusteuern, wobei unbe-
nutzte Bits der RAM- Adrese mit einem Festwert zu beschälten
sind (vgl. Bild 23; die 8 Segmentregister liegen im Adressen-
bereich 40FEH, 40FFH, 41FEH, 41FFH usw. bis 47FFH).
Weiterhin ist ersichtlich, daß der RAM zwecks hinreichender
Adressenverlängerung mit doppelter Aufrufbreite ausgeführt
ist, wobei das Adressenbit 0 zur Unterscheidung zwischen bei-
den Hälften benutzt wird (dies gestattet es, die Adressener-
weiterung programmseitig als ein Wort zu behandeln).

In weiterentwickelten Mikrorechnern können solche Schaltungs-
maßnahmen die an sich vorgesehenen Adressierungsmechanismen
ergänzen. So ist es naheliegend, das Extrasegment beim 8086
für Sonderfunktionen auszunutzen. Das kann aber Schwierigkei-
ten bringen, wenn beliebige Software lauffähig sein soll. Dann
kann z. B. eine Anordnung ähnlich Bild 18 - 20 vorgesehen
werden, die bei Zugriffen zum Extrasegment aktiviert wird.
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3. Speicher für Zugriffe zu Einzelbits

In Mikrorechnerprogrammen geht es häufig darum, einzelne Bits
abzufragen oder zu setzen. Sind einschlägige Befehle nicht
vorgesehen (wie etwa beim 8086), so müssen logische Verknüp-
fungen benutzt werden (z. B. AND zum Löschen von Bits, OR zum
Setzen von Bits usw.). Wesentlich ist, daß man die Einzelbits
nicht adressieren kann, sondern daß jeweils ein entsprechender
Binärvektor (Byte bzw. Wort) anzugeben ist.
In anderen Mikroprozessoren sind zwar Bitbefehle vorgesehen,
aber die Position des betreffenden Bits (im Byte) ist jeweils
direkt im Befehl angegeben (z. B. beim Z 80).

Manche Anwendungen erfordern es, mit Bitadressen arbeiten zu
können, die in Listen gespeichert bzw. Rechenoperationen zu-
gänglich sind (Erhöhen, Vermindern, Vergleichen usw.). Solche
Abläufe können durchaus leistungsbestimmend sein. Als Beispiel
sei ein Serviceprozessor für größere digitale Systeme (etwa
EDVA) genannt. In solchen Systemen gehört es zum Stand der
Technik, daß automatische Zugriffsmöglichkeiten auf interne
Zustände vorgesehen sind. So werden beim bekannten "scan/set"-
Prinzip alle Flipflops des Systems zu Schieberegistern zusam-
mengeschaltet, um diagnostische Belegungen einspeisen und
Zustände abfragen zu können. Die Zusammenschaltung wird dabei
wesentlich von technologischen Gesichtspunkten bestimmt (z. B.
durch die Belegung der gate array- Schaltkreise), so daß die
Bitströme beim Datenaustausch völlig ungeordnet erscheinen.
Der Serviceproaessor hat nun die Aufgabe, die Daten gemäß der
logischen Struktur des Systems umzuordnen (im Sinne von Regi-
sterinhalten, Belegungen von Steuerflipflops usw.). Das läuft
auf das Abarbeiten von Bitadressenlisten hinaus, die die Um-
ordnungsang aben enthalten.
Ein weiteres typisches Beispiel ist der Bildwiederholspeicher
eines graphischen Raster- Display. Jedes Bit repräsentiert
einen Bildpunkt, und die Geschwindigkeit der wahlfreien Zu-
griffe zu den einzelnen Bildpunkten bestimmt wesentlich das
Leistungsvermögen eines solchen Gerätes mit.

Derartige Aufgaben sind natürlich mit Unterprogrammen lösbar.
Das ist aber zeitaufwendig.

Eine vergleichsweise naheliegende technische Lösung besteht
darin, höhere (ggf. erweiterte) Adressenbits zu nutzen, um
sowohl die Tatsache des Bitzugriffs an sich als auch die
Bitadresse (Bit im Byte bsw. Wort) unterzubringen. Zürn Abfra-
gen ist dann eine Auswahlschaltung erforderlich, und zum bit-
weisen Schreiben müssen die Schreibimpulse der Speicherschalt-
kreise für jede Bitposition einzeln gebildet werden (Bilder
24, 25). Das betreffende Bit wird bei allen Zugriffen in der
niedrigstwertigen Position des Datenpfades geführt, die ver-
bleibenden Positionen sind bedeutungslos.

Nachteile:
1. Das Rechnen mit Bitadressen ist nach wie vor umständlich.
Jede Bitadresse muß vor dem Zugriff in den höheren Teil der
Adresse gebracht werden; das erfordert u. U. das Umladen eines
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Segmentregisters, eines Segmentadressenspeichers o. dergl.).

2. Bitweises Schreiben erfordert Speicherschaltkreise mit l
bit Aufrufbreite; andere Typen sind nicht nutzbar.

3. Maßnahmen zur Fehlerkontrolle (Paritätsprüfung oder ECC)
sind nicht nutzbar.

Die Ausführung nach /19/ vermeidet diese Nachteile. Es sind
"echte" Bitadressen vorgesehen (Bitauswahl durch die nied-
rigstwertigen Adressenpositionen), und einseine Bits werden
mit "read-modify-write"- Zyklen in den Speicher geschrieben.
Bild 26 zeigt ein Beispiel für die Adressenbelegung. Grund-
sätzlich ist eine Adresse bereitzustellen, die bei einer für
Bitzugriffe vorgesehenen Speicherkapazität von k Worten zu b
Bits eine Länge von wenigstens Id k + Id b + l Bit hat;
letzteres dient zur Unterscheidung zwischen normalen und bit-
orientierten Zugriffen (BIT ACCESS).

Bild 27 veranschaulicht den Aufbau einer Speicheranordnung.
Die Adresse wird dem RAM über eine Auswahlschaltung zugeführt,
und zwar bei normalen Zugriffen direkt und bei Bitzugriffen
(BIT ACCESS) mit einer Rechtsverschiebung, die dem Zweierloga-
rithmus der Aufrufbreite entspricht (3 bit beim Z 80). Der
Datenpfad der Anordnung ist mit den Datenleitungen der CPU
über eine Koppelstufe verbunden, um bei den Schreibzugriffen
mit Einzelbits das Durchschalten der CPU- Daten unterdrücken
zu können. Die arithmetisch- logische Einheit (ALU) vor den
Dateneingängen des Speichers hat 3 Aufgaben:

1. Durchschalten der Datenbytes bei normalen (byteorientier-
ten) Schreibzugriffen

2. Modifizieren des Speicherinhaltes bei bitorientierten
Schreibsugriffen

3. Bitabfrage bei bitorientierten Lesezugriffen.

Die grundsätzliche Wirkungsweise bei Bitzugriffen ist folgen-
de:
Es ist ein Decoder vorgesehen, der aus der Bitadresse (Bit im
Byte) einen invertierten Binärvektor erzeugt (Beispiel: Bit-
adresse 2 ergibt Binärvektor 1111 1011). Dieser Vektor sei mit
B bezeichnet, der jeweils (mit der verschobenen CPU- Adresse)
gelesene Speicherinhalt mit A. Damit werden die Bitzugriffe
folgendermaßen ausgeführt:

1. Bit setzen: A v /B; Beispiele:

A 0110 1001 0110 1101
B 1111_101I llli_101I
A v /B 0110 1101 0110 1101
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2. Bit löschen: A 8s B; Beispiele:

A
B
A & B

0110 1001

0110 1001

0110 1101

0110 1001

3, Bit lesen: A v B; Beispiele:

A
B
A v B

0110 1001

1111 1011

0110 1101
1111_1011
1111 1111

Beim Lesen führt ein Resultat, das nur aus Einsen besteht,
dazu, daß der Wert "l" zur CPU geliefert wird; bei jedem
anderen Resultat wird der Wert "0" geliefert.
Weitere Einzelheiten sind in Bild 28 dargestellt. Daraus geht
hervor, daß die Anordnung mit herkömmlichen Schaltmitteln
recht einfach aufzubauen ist. Die folgende Tafel gibt einen
Überblick über die einseinen Funktionen und die zugehörige
Ansteuerung der ALU- Schaltkreise.

Funkt i on

Bytezugriff

Bit abfragen

Bit setzen

Bit löschen

Verknüpfung

F = A.

F = A v B

F - A v /B

F = A & B

MODE CONTROL
3 2 1 0

1 1 1 1

1 1 1 0

1 1 0 1

1 0 1 1

Vor der weiteren Funktionserläuterung sollen die Voraussetzun-
gen für die zeitlichen Abläufe veranschaulicht werden (Bild
29) : In jedem Speichersyklus werden zeitversetste Impulse A,
B, C gebildet. Mit A wird der Speicherinhalt in das Ausgangs-
register übernommen. B wird aktiviert, wenn das Ergebnis des
Bit- Lesens feststeht. Dieses Ergebnis wird mit C auf die
niedrigstwertige Datenleitung geschaltet.
Solche zeitversetzten Impulse sind mit Schieberegistern oder
auch Laufzeitketten recht einfach zu erzeugen. Dynamische RAMs
erfordern derartige Schaltmittel ohnehin (vgl. /8.12/, /17/,

/22/,

Bei normalen byteorientierten Zugriffen gibt es keine Beson-
derheiten. Die ALU wird so angesteuert, daß die Datenleitungen
vom A- Eingang direkt zum Ausgang durchgeschaltet werden.

Bei bitorientierten Schreibzugriffen sind die Datenwege von
CPU und Spei eher anordnung voneinander entkoppelt (vgl. Bild
28), so daß der Speicherdatenweg für den "read-modify-write"-
Zyklus frei ist.
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Wesentlich ist, daß das zu schreibende Bit vom CPU- Datenpfad
(also vor der Koppelstufe) entnommen wird. Wert 0 bedeutet
"Bit löschen", Wert l "Bit setzen".
Das betreffende Byte wird aus dem RAM gelesen und im Aus-
gangsregister gehalten. Nach der Modifikation über die ALU
wird es in den RAM zurückgeschrieben.

Bei bitorientierten Lesezugriffen dient die ALU zur Bitab-
frage. Dazu wird deren Vergleicherausgang (A=B) genutzt. Er
wird aktiv, wenn das Resultat der VerknüpfungsOperation aus-
schließlich Einsen enthält.
Der so gelesene Wert wird in einem Halteflipflop gespeichert
und am Ende des Zyklus auf die Datenleitung 0 geschaltet. Zum
Aufschalten ist ein "open collector"- Gatter vorgesehen (vgl.
Bild 28). Vor dem Aufschalten ist das Asgangsregister zu
deaktivieren (mit Zeitintervall B; s. Bild 27 u. 29).

Die beschriebenen Funktionen können natürlich auch mit anderen
Schaltmitteln ausgeführt werden. So veranschaulicht Bild 30
ein kombinatorisches Netzwerk, das die ALU ersetzen kann.
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4. Beschleunigung von

Die effektive Arbeitsgeschwindigkeit eines Pragrammablaufs
wird oft durch dessen innerste Schleife maßgeblich bestimmt
(Beispiel: Datenaustausch mit einem externen Interface). Die
genauere Untersuchung zeigt, daß eine solche Schleife im we-
sentlichen drei Aktivitäten enthält:

1. die eigentlichen Operationen mit den zu verarbeitenden
bzw. zu transportierenden Daten

2. Adressenrechnungen
3. Endeprüfung und Verzweigung.

In manchen Fällen ist es mit einfachen Schaltungsmaßnahmen
möglich, die Software von Teilen der Aktivitäten 2. und 3. zu
entlasten und damit die Leistung deutlich zu erhöhen.
Als Beispiel, das Anregung zu vielfältigen Abwandlungen geben
soll, sei eine Anordnung für die interruptgesteuerte
Datenübertragung (/24/) näher beschrieben.
Das Blockschaltbild (Bild 31) zeigt zunächst eine elementare
Mikrorechneranordnung, die über einen E-A- Schaltkreis (PIO)
mit einem externen Interface verbunden ist.
Die Aufgabe, die dem Beispiel zugrunde liegt, besteht darin,
daß vom Interface fortlaufend Bytes angeboten werden, die in
den RAM zu schreiben sind, und zwar in einen Bereich von 1920
Bytes Länge. Bei Überschreiten dieses Bereichs ist eine beson-
dere Maßnahme auszulösen (Beispiele: Übertragung abbrechen
oder auch Übergang zum Anfang des Speicherbereichs - "wrap
around"). Das Interface beruht auf einem Handshake- Signal-
spiel mit unvorher sagbaren Antwortzeiten der sendenden Ein-
richtung, und der Mikrorechner soll zusätzlich (zeitmultiplex)
weitere Aufgaben übernehmen. Deshalb ist die Bedienung des
Interfaces als Interrupt- Routine vorgesehen. Bild 32 zeigt,
eine typische Befehlsfolge mit den Ausführungszeiten (Anzahl
der CPU- Takte). Die einzelnen Aktivitäten haben folgende
Anteile:

1. Datenübertragung: 17 Takte
2. Erhöhen der Adresse: 6 Takte
3. Test auf Bereichsüberschreitung: 62 Takte
4. Eintritt und Rückkkehr: 34 Takte.

Der Bereichstest, der nur nach jeweils 1920 übertragenen Bytes
zu einer Modifikation des Programmlaufs führt, hat an der
gesamten Laufzeit mehr als 50% Anteil!

Gemäß Bild 31 wird diese Aktivität in die Hardware verlagert.
Mit einer einfachen Erkennungsschaltung wird die Speicher-
adresse überwacht. Bei einem Zugriff mit einer Adresse außer-
halb des Bereichs wird ein NMI ausgelöst.
Bild 33 zeigt, ein Beispiel für die Adressenstruktur. Im kon-
kreten Fall gestaltet sich die Erkennungs Schaltung besonders
einfach. Die Bereichsüberschreitung kann nur durch + 1- Zählung
ausgelöst werden (von 1919 auf 1920 bzw. von 7FFH auf 780H).
Der Speicherbereich beginnt an einer 2k~ Grenze (Anfangsadres-
se der Form 0xxx X000 0000 0000) . Um die Bereichsüberschrei-
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tung zu erkennen, reicht es deshalb völlig aus, die Adressen-
bits 10 - 7 konjunktiv zu verknüpfen. Adressenbit 15 kenn-
zeichnet die Erlaubnis zur NMI- Auslösung.
Mit diesen Voraussetzungen ist ein Programmablauf nach Bild 34
möglich, der im Vergleich zu Bild 32 weniger als 50% der
Laufzeit erfordert.
Weiterhin erlaubt die Anordnung ohne besondere Vorkehrungen
das zeitmutiplexe Betreiben von drei derartigen Interfaces
(bei entsprechender Ausstattung mit Speichern und E-A- Schalt-
kreisen). Es sind dann drei Abläufe ähnlich Bild 34 vorzuse-
hen, wobei jeweils eines der Register BC, DE, HL als Adressen-
register verwendet wird. Die einzelne Routine ist in sich
nicht unterbrechbar, so daß der NMI- Ablauf ohne weiteres
feststellen kann, welches Interface zu behandeln ist (Ver-
gleich der Registerbelegungen mit den zugehörigen Endadres-
sen) . Ein herkömmlicher Ablauf würde gegenüber Bild 32 noch
länger dauern, da bei mehreren Interfacefunktionen die Regi-
ster über den Stack gerettet werden müßten.
Für die allgemeine Nutzung und Abwandlung des Schaltungsprin-
zips gelten folgende Grundsätze:

1. In den leistungsbestimmenden Schleifen sind jene Testab-
läufe zu bestimmen, die anteilig viel Laufzeit benötigen, aber
in den weitaus meisten Schleif endurchläufen keine Sonderwir-
kungen veranlassen.

2. Um zu erkennen, ob die Sonderwirkungen auszulösen sind,
werden Schaltmittel vorgesehen.

3. Diese Schaltmittel werden so angeordnet, daß sie einen
höher priorisierten Interrupt auslösen, sobald eine der Son-
derbedingungen auftritt. Der Interrupt muß sofort wirksam
werden können, d. h. praktisch: NMI oder Auslösung über E-A-
Schaltkreis mit höherer Priorität (die E-A- Routine muß dann
aber selbst unterbrechbar sein).

4. Bei mehreren Sonderbedingungen muß es möglich sein, die
jeweils wirksame Bedingung programmseitig bestimmen zu können
(z. B. über abfragbare Flipflops).

5. Es sollte programmseitig steuerbar sein, ob erkannte Son-
derbedingungen wirksam werden oder nicht, z. B. über höherwer-
tige (ggf. erweiterte) Adressenbits (vgl. Bilder 33, 34) oder
auch über ladbare Steuerregister o. a.

6. Der Effekt der Maßnahmen läßt sich durch probeweises Pro-
grammieren und Auszählen der Maschinentakte ermitteln. Es sei
-ts die Laufzeit der Schleife ohne Hardwaremaßnahmen, wenn

keine Sonderbedingung wirksam ist
-tw die Laufzeit der Schleife ohne Hardwaremaßnahmen bei

wirksamer Sonderbedingung
-t h die Laufzeit der Schleife mit Hardware- Unterstützung
-tt die Laufzeit der Interruptroutine zur Behandlung der

Sonderbedingungen
-ns die Anzahl der Durchläufe ohne Sonderwirkungen
-nw die Anzahl der Durchläufe mit Sonderwirkungen.
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Die Hardware- Maßnahmen sind effektiv, wenn gilt

Ein verallgemeinerter Einsatzfall ist in Bild 35 dargestellt.
Zur Erkennung von drei Sonderbedingungen sind drei Decodier-
schaltungen vorgesehen, denen jeweils ein programmseitig ab-
fragbares und löschbares Flipflop nachgeordnet ist. Alle Be-
dingungen veranlassen die Auslösung eines NMI. Für jede Bedin-
gung ist eine gesonderte Erlaubnisleitung vorgesehen, die von
erweiterten Adressen oder ladbaren Steuerregistern geschaltet
werden kann.
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IL, Erweiterungen, für externe Interfaces

Bitserielle Interfaces und solche, deren Breite der Verarbei-
tungsbreite des Mikrorechners angepaßt ist, bieten keine
grundsätzlichen Schwierigkeiten. Sie können in den weitaus
meisten Fällen über E-A- Schaltkreise angeschlossen werden. Es
gibt aber auch Einsatzfälle, wo die Interfaces weder bit-
seriell noch byte- oder wortorientiert sind. Üblicherweise
wird dann eine entsprechende Anzahl programmierbarer E-A-
Schaltkreise vorgesehen. So zeigt Bild 36 eine Mikrorechner-
anordnung mit einem einwärts- und einem auswärtsführenden
Interface von jeweils bis zu 16 zusammengehörenden Informa-
tionsleitungen. Für eine Ausgabe ist beispielsweise folgender
Ablauf notwendig:

LD A, niederes Byte
OUT P10 l PORT A
LD A, höheres Byte
OUT P10 l PORT B

Dabei stehen die LD- Befehle für an sich beliebige Transporte,
um die betreffenden Bytes heranzuschaffen. Handelt es sich um
Speicherzugriffe der Form LD A, (HL) o. ä., so erfordert der
Ablauf 46 CPU- Takte. Zu beachten ist, daß die Interfacelei-
tungen byteweise nacheinander erregt werden. Bei manchen In-
terfaces ist das nicht zulässig, so daß zusätzliche hardware-
und programmseitige Maßnahmen erforderlich sind (z. B. ein
Zwischenregister ausreichender Breite, dessen Ladetakt von
einem weiteren E-A- Befehl ausgelöst wird).

Die Anordnung nach /25/ vermeidet solche Schwierigkeiten von
vornherein und erlaubt zudem eine deutlich höhere Geschwindig-
keit.
Gemäß Bild 37 kann eine 8-bit-Mikrorechner- Konfiguration
auswärtsführende Interfaces mit bis zu 24 zusammengehörenden
parallelen Interfaceleitungen steuern, und es können ein-
wärtsführende Interfaces mit bis zu 16 parallelen Informa-
tionsleitungen angeschlossen werden.

Das Prinzip der Ausgabe beruht darauf, daß die Adressenleitun-
gen wenigstens teilweise als Datenleitungen mitbenutzt werden.
Bei bestimmten Transportbefehlen des Typs Register - Speicher
(z. B. LD (HL), A) stammt sowohl die Adresse als auch das
Datenbyte aus programmseitig ladbaren Registern der CPU, und
während des eigentlichen Speicherzugriffs sind diese Werte auf
den Daten- und Adressenleitungen der CPU für externe Schalt-
mittel zugänglich.Sie sind mithin für Ausgabezwecke nutzbar,
wenn folgende Vorkehrungen getroffen werden:

1. Die Hardware muß erkennen, daß die betreffende Wirkung
gewünscht ist.

2. Das Schreiben in den Speicher muß verhindert werden.
3. Statt in den Speicher muß die Information in ein Inter-

faceregister übernommen werden (im Beispiel bis zu 24 Bit
parallel i).
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Grundsätzlich kann man mit einem Mikroprozessor, der a Adres-
senbits liefert und eine Verarbeitungsbreite von b Bits hat,
parallele Interfaces mit maximal a 4- b zusammengehörenden
Informationsleitungen ansteuern.

Das Prinzip der Eingabe beruht darauf, daß die Interfacebele-
gung parallel durch autonome Schaltmittel übernommen wird und
daß die CPU diese Belegung abschnittsweise über die Datenlei-
tungen liest. Dazu werden bestimmte Befehle ausgenutzt, die
einen Direktwert entsprechender Länge abschnittsweise aus dem
Speicher in ein CPU- Register übertragen (z. B. LD HL, nm).
Das erfordert:

1. Die Hardware muß erkennen, daß die betreffende Wirkung
gewünscht ist.

2. Nach dem Lesen des Operationscodes sind alle Speicher-
zugriffe zu unterdrücken. Bis zum Ende des Befehls darf
kein Speicherausgang am Datenbus der CPU aktiv sein.

3. Bei jedem der Zugriffe zum Direktwertlesen wird eines
der Interfaceregister auf den Datenbus geschaltet. Der
Speicherinhalt wird ignoriert, stattdessen gelangt die
Interfacebelegung in das CPU- Register.

Grundsätzlich kann ein paralleles einwärtsführendes Interface
soviele zusammengehörende Informationsleitungen haben, wie
Datenbits mit Direktwert- Ladebefehlen in ein programmseitig
zugängliches Register der CPU transportiert werden können.

Die entscheidende Aufgabe für den Entwurf der zusätzlichen
Hardware besteht darin, die Befehle zu erkennen, die die je-
weils gewünschten Wirkungen veranlassen sollen. Grundsätz-
liche Lösungen sind:

1. programmseitige Modussteuerung (z. B. mittels Steuer-
register)

2. Adressendecodierung, ggf. zusammen mit Adressenerweite-
rung

3. Beobachtung des Befehlsstromes
4. Erweiterung des Operationscodes.

Die letztgenannte Lösung wird in Abschnitt 6 ausführlich vor-
gestellt. Deshalb werden nachfolgend nur die ersten drei Punk-
te erläutert.

1. Programmseitige Modussteuerung

Es ist eine generelle Erlaubnisleitung vorgesehen, bei-
spielsweise als Ausgangsleitung eines programmseitig ladbaren
Steuerregister oder einer PIO (in den Darstellungen ab Bild
39 ist diese Leitung mit MODE CONTROL bezeichnet).
Die Vorkehrung ist auch bei allen anderen Lösungen eine prak-
tische Notwendigkeit: allein um den Mikrorechner prüfen zu
können, muß es möglich sein, die Sonderfunktionen außer Kraft
zu setzen.
Ob diese Maßnahme allein ausreicht, hängt davon ab, ob die
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zusätzliche Laufzeit (der Umschaltbefehle) tragbar ist.
Man braucht nur einen einzigen zusätzlichen Befehl pro Inter-
facezugriff, wenn man die Konvention einführt, daß der Zu-
griffsbefehl für das Interface dem Umschaltbefehl unmittelbar
nachfolgen muß. Dann wird beim Lesen des übernächsten Befehls
die Erlaubnis automatisch zurückgenommen. Als Umschaltbefehl
eignet sich eine Ausgabe mit einer bestimmten Adresse, wobei
die ausgegebenen Daten ignoriert werden (11 zusätzliche Ma-
schinentakte beim Z 80). Wesentlich ist, daß alle Unterbre-
chungsanforderungen zwischen Umschalt- und Zugriffsbefehl
hardwaremäßig blockiert werden. Bild 38 zeigt eine entspre-
chende Schaltung.

2. AdresSendecodierung bzw. -erweiterung

Für Ausgabezwecke wird die Lösung recht einfach, wenn die CPU-
Adresse mehr Bits hat als auszugeben sind und als zur Spei-
cheradressierung benötigt werden.
Ist z. B. bei einer Z 80- Konfiguration der Speicheradressen-
raum auf 32 kBytes beschränkt, so ist das höchstwertige Adres-
senbit zur Steuerung der Sonderfunktionen nutzbar. Das Inter-
face kann dann 15 - 23 Leitungen umfassen (letzteres bei
Mitnutzung des Datenpfades). Bild 39 zeigt eine solche Adres-
senstruktur.
Beim 8086 wäre es denkbar, den Adressenraum des Extrasegmentes
für die Ausgabesteuerung zu nutzen; man könnte dann bis zu 32
bit mit einem Befehl ausgeben.
Für Eingabezugriffe ist die Adressendecodierung nur dann ge-
eignet, wenn es höherwertige Adressenbits gibt, die bei Be-
fehlszugriffen nicht genutzt werden. Dann wäre beispielsweise
beim Z 80 die Adressenstruktur gemäß Bild 39 weiterhin nutsbar
(man muß erforderlichenfalls nur dafür sorgen, daß bei Be-
fehlslesen das Adressenbit 15 am Speicher auf 0 gehalten
wird).
Durch Decodieren solcher Adressenbits läßt sich eine Ab-
laufsteuerung aktivieren, die in den verbleibenden Zyklen des
Befehls wirksam ist.
Bild 40 zeigt ein Beispiel für die Steuerschaltungen. Diese
sind für Ein- und Ausgabezyklen vorgesehen (die Abläufe sind
in den Bildern 41, 42 dargestellt). Die Schaltung gemäß Bild
40 interpretiert bei aktivem Erlaubnissignal SPECIAL ACCESS
ENABLE den folgenden Befehl als einen Befehl mit Sonderwirkun-
gen (SPECIAL ACCESS). Daraufhin wird bei einem folgenden
Schreibzugriff nicht in den Speicher, sondern in das Interfa-
ceregister geschrieben. Ist der dem Operationscodelesen fol-
gende Zugriff ein Lesezugriff, wird angenommen, daß es sich um
einen Direktwert- Lesebefehl mit Eingabefunktion handelt.
Deshalb wird der Speicher für diesen und den nachfolgenden
Zugriff deaktiviert (MEMORY DISABLE). Stattdessen werden nach-
einander die Interface- Eingaberegister auf den Datenbus ge-
schaltet (ENABLE LO INPUT, ENABLE HI INPUT). Dazu sind Vorkeh-
rungen notwendig, die Bild 43 veranschaulicht (bei allen Son-
derzugriffen sind alle Speicher zu deaktivieren).
Die Schaltung gemäß Bild 40 kann sowohl durch Umschaltbefehle
(Bild 38) als auch durch Adressendecodierung (Bild 39) ange-
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steuert werden.

Bei Steuerung von Eingabezugriffen mittels Adressendecodierung
ist der Befehlszähler zu modifizieren (wegen des Zeitverlustes
stellt dies einen gewissen Nachteil dar). Dazu eignet sich z.
B. folgenden Ablauf:

JMP SW+8000H
SW:

JMP NORMAL
NORMAL:

— Befehle ohne Sonderwirkung

— Adressenbit 15 setzen
— Programmstück, in dem
-- Befehle mit Eingabezugriffen
— vorkommen

— Sonderwirkung ausschalten
— Fortsetzen ohne Sonderwirkung

Die Umschaltverluste lassen sich praktisch vermeiden, wenn die
Eingabefunktionen in Unterprogramme eingebaut werden, in denen
die betreffenden Befehlstypen ausschließlich für Sonderfunk-
tionen genutzt werden. Dann reicht ein CALL mit der erhöhten
Anfabgsadresse (+ 8000H) zum Setzen von Adressenbit 15, und
der RETURN- Befehl gewährleistet automatisch das Zurückschal-
ten.

3. Beobachtung des Befehlsstromes

Es ist ein Steuerautomat vorgesehen, der den Datenbus der CPU
ständig überwacht und beim Holen der betreffenden Befehle die
Sonderwirkungen auslöst. Die besondere Schwierigkeit besteht
darin, daß es sich um Befehle handelt, die auch für allgemeine
Programmabläufe recht nützlich sind. Deshalb wäre es sehr
nachteilig, diese Befehle nicht freizügig anwenden zu können.
Bei Mikroprozessoren, die viele Universalregister haben, kann
man zeitweilig (gesteuert über eine programmseitig schaltbare
Erlaubnisleitung) bestimmte Operationscodes mit bestimmten
Registeradressen für die Interfacezugriffe reservieren. Da
solche Mikroprozessoren (z. B. Z 8000) bei jedem Speicherzu-
griff eine umfassende Zustandsinformation liefern, gestaltet
sich die zusätzliche Hardware recht einfach (Grundprinzip:
Decodierung der betreffenden Operationscodes einschließlich
der Registeradressen, dann sinngemäß weiter ähnlich Bild 40).

Ansonsten bietet ein Steuerautomat die Möglichkeit, das be-
fehlsweise Umschalten (vgl. Bild 38) zu verkürzen, indem etwa
anstelle eines Ausgabebefehls ein NOP- Befehl vorgesehen wird
(/25/). Damit verlängert sich beim Z 80 der Interfacezugriff
um lediglich 4 Maschineritakte. Bild 44 veranschaulicht das
Prinzip, Bild 45 zeigt die Zustandsübergänge für die Befehls-
analyse beim Z 80.
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Vorteile:

1. Der Speicheradressenraum ist ohne Einschränkung nutzbar.
2. Die Adresse steht in voller Länge für Ausgabezwecke zur

Verfügung.
3. Gar keine oder nur geringe Umschaltseiten.
4. Größere Funktionssicherheit: nur Befehle, die ausdrück-

lich für Interfacezugriffe vorgesehen sind, üben auch
Sonderwirkungen aus. Im Gegensatz daau wirken in den Anord-
nungen nach Bild 38 - 40 verschiedene nicht ausdrücklich
zugelassene Befehle bei erlaubten Interfacezugriffen in
unvorhersagbarer Weise (Programmierfehler, mit denen immer
gerechnet werden muß, führen zu schwerwiegenden Fehlfunk-
tionen).

5. Nutzung weiterer Befehlsabläufe für Interfacezugriffe. So
kann beim Z 80 eine Folge NOP; LD A,(nm) zur Ausgabe des
Direktwertes nm auf die Adressenleitungen genutzt werden
{in Bild 45 bereits berücksichtigt).

Diesen Vorteilen steht allerdings ein nicht unbeträchtlicher
Aufwand gegenüber.
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6. Erweiterungen des Qperationscodes

Die Befehlsliste einer Mikroprozessor- CPU ist als unabänder-
lich gegeben hinzunehmen. Sollen zusätzliche Wirkungen erzielt
werden, so ist dies nur im Rahmen des gesamten Mikrorechner-
KomElgxes möglich, beispielsweise über ladbare Steuerregister,
E-A- Schaltkreise, Coprozessoren oder andere zusätzliche
Schaltmittel.

Hier soll ein weiteres Prinzip beschrieben werden (/23/). Es
besteht darin, daß durch zusätzliche Speichermittel der Opera-
tionscode der Maschinenbefehle erweitert wird. Diese Erweite-
rungen können natürlich nur außerhalb der CPU zur Wirkung
kommen, sie können aber den Programmablauf in der CPU beein-
flussen: durch Belegen des Datenbus, Modifizieren der Adresse,
Auslösen von Interrupts usw.
Bild 46 zeigt das Blockschaltbild eines solchen Mikrorechners.
Neben Speichern in üblicher Anordnung und Schaltmitteln zum
Anschluß externer Interfaces ist zusätzlich ein Steuerspeicher
mit nachgeordnetem Steuerregister vorgesehen. An dieses sind
Steuerschaltungen angeschlossen, die Steuerleitungen für ver-
schiedene Sonderwirkungen erregen, etwa zum Betreiben exter-
ner Interfaces oder auch zum Aufschalten bestimmter Belegungen
auf den Datenbus.
Der Steuerspeicher wird genauso adressiert wie alle anderen
Speichermittel. Sonderwirkungen werden nur bei Befehlszu-
griffen zu speziellen Adressenbereichen ausgeübt. Dann wird
die Belegung des Steuerspeichers in das Steuerregister über-
nommen. Der Steuerspeicher kann in beliebiger Weise ausgeführt
sein (ROM/RAM) und eine an sich beliebige Aufrufbreite haben.
Sind RAMs vorgesehen, so müssen sie geladen werden können (z.
B. im Rahmen von Initialisierungsabläufen). Es ist vom Prinzip
her nicht notwendig, den Steuerspeicher von der CPU aus lesen
zu können, aber entsprechende Vorkehrungen sind schon aus
Gründen der Prüfbarkeit zweckmäßig (z. B. für Testprogramme,
die den Speicherinhalt kontrollieren).
Bild 47 gibt einen ersten Überblick über eine so ausgelegte
Speicheranordnung. Neben dem Steuerspeicher ist jener Speicher
dargestellt, der die zu erweiternden Befehle enthält, sowie
ein Adressendecoder für Lesezugriffe. Hier sind drei Adressen-
bereiche von Bedeutung:

1. Adressenbereich a für übliche Zugriffe zum dargestellten
Befehlsspeicher

2. Adressenbereich b für Zugriffe mit Befehlserweiterung
3. Adressenbereich c für übliche Zugriffe zum Steuerspei-

cher, der dann als normaler ROM bzw. RAM von der CPU
angesprochen wird.

Bei Zugriffen zum Adressenbereich b werden die aus dem Be-
fehlsspeicher gelesenen Befehle mit Steuerworten aus dem Steu-
erspeicher erweitert. Diese Betriebsweise heißt im folgenden
CONTROL MODE. Das entsprechende Steuerflipflop wird bei jedem
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Lesen eines Operationscodes ein- oder ausgeschaltet, je nach-
dem, mit welcher Adresse der Zugriff ausgeführt wird.
Bei Zugriffen zum Adressenbereich b sind beide Speicher zu
aktivieren (disjunktive Verknüpfungen vor den "chip enable"-
Eingängen), aber nur der Befehlsspeicher darf auf den Datenbus
geschaltet werden.
Jeder Lesezugriff aum Adressenbereich b veranlaßt, daß die
adressierte Belegung des Steuerspeichers in das Steuerregister
übernommen wird.
Ist CONTROL MODE inaktiv (d. h. der Operationscode wurde nicht
vom Adressenbereich b gelesen), so wird das Steuerregister
zurückgesetzt. Dabei geht es um folgendes:
Es muß eine Belegung des Steuerregisters definiert werden, die
- auch bei aktivem CONTROL MODE - keinerlei Sonderwirkung
veranlaßt (im folgenden: NO-OP- Modus). Diese Belegung muß bei
ausgeschaltetem CONTROL MODE hardwaremäßig erzwungen werden
(das ist sweckmäßigerweise eine Belegung 00..0H bzw. FF..FH).
Bild 48 veranschaulicht die Speicherbelegung im CONTROL MODE.
Der Befehl besteht hier aus einem Operationscode- und zwei
Operandenbytes. Jedem Byte steht ein Steuerwort gegenüber. Bei
jedem Leseaugriff gelangt das betreffende Byte des Befehls zur
CPU und das betreffende Wort des Steuerspeichers in das Steu-
erregister. Sind bestimmte Zugriffe im Rahmen eines Befehls
keine Lesesugriffe zum Adressenbereich b, so bleibt der Inhalt
des Steuerregisters erhalten. Das veranschaulicht Bild 49 am
Beispiel eines Schreibbefehls (z. B. LD (HL), A). Der Befehl
hat zwei Zyklen, aber nur beim Operationscodelesen gelangt ein
Steuerwort ins Steuerregister. Es bleibt beim darauf folgenden
Schreibzyklus erhalten und kann dort Sonderwirkungen veranlas-
sen.
Haben Steuerworte eine NO-OP- Belegung, so werden die betref-
fenden Befehle auch im CONTROL MODE auf herkömmliche Weise
(also ohne jegliche Sonderwirkung) ausgeführt. Das gestattet
es, recht umfangreiche Routinen im CONTROL MODE abzuarbeiten,
die Befehle mit und ohne Sonderwirkung in beliebiger Folge
enthalten. Damit entfällt die Notwendigkeit des häufigen Um-
schaltens (vgl. hingegen Abschnitt 5).

Für die Auslegung von Mikorechneranordnungen nach den be-
schriebenen Prinzipien haben sich folgende Grundsätze als
zweckmäßig erwiesen:

1. Speicher sind reguläre und verhältnismäßig leicht prüfbare
Strukturen, die sich mit kostengünstigen LSI- Schaltkreisen
verwirklichen lassen.
Für Steuerlogik steht üblicherweise nur ein Sortiment von SSI-
und MSI- Bausteinen zur Verfügung; LSI (gate array) wird bei
geringen Stückzahlen sehr teuer. Eine umfangreiche Steuerlogik
ist wenig übersichtlich und im Rahmen von Selbsttests nur
schwer prüfbar. Deshalb:

- ausreichend Steuerspeicher vorsehen (betrifft sowohl die
Länge der Steuerworte als auch deren Anzahl)

- Steuerworte so belegen, daß die zusätzliche Steuerlogik
minimal wird; Bequemlichkeit beim Programmieren spielt
demgegenüber eine untergeordnete Rolle.

25



2. Der Steuerspeicher sollte so groß sein, wie mit den
schnellsten verfügbaren Speicherschaltkreisen noch wirtschaft-
lich realisierbar. Je größer der Steuerspeicher, desto gerin-
ger die Umschaltverluste. Kann hingegen der Steuerspeicher
nicht alle Routinen aufnehmen, so muß man entweder umladen
(RAM ist notwendig), oder man muß alle Abläufe, die tatsäch-
lich Sonderfunktionen enthalten, in kurzen Unterprogrammen
zusammenfassen.
Vergleichsweise langsame Speicherschaltkreise können unter
Umständen dazu zwingen, zusätzliche Wartezustände einzufügen.
Faustregel: Der Steuerspeicher sollte wenigstens 1k Steuer-
worte umfassen. 4k Steuerworte (bei einem Gesamtumfang des
Programmspeichers von 16 kBytes) haben sich für einen sehr
anspruchsvollen Einsatzfall (vgl. /23/ und /2l/, wo das zu
steuernde Objekt beschrieben ist) als völlig ausreichend er-
wiesen. Solche Speicherkapazitäten sind noch mit schnellen
statischen RAMs realisierbar (einfache Steuerung, keine Zeit-
verluste durch Wartesustände).
Ein RAM als Steuerspeicher hat - selbst wenn der eigentliche
Befehlsspeicher ein ROM ist - noch weitere Vorteile:

- zu Test- und Erprobungsswecken ist es leicht möglich, im
Steuerspeicher zu ändern

- der Steuerspeicher ist auch als normaler Arbeitsspeicher
nutzbar (für Variable, für den Stack usw.); ein Bereich
von einigen hundert Bytes reicht dafür zumeist aus.

Obwohl die Steuerworte beliebig (nötigenfalls auch extrem)
lang sein können, empfiehlt es sich, bei einer solchen kombi-
nierten Nutzung des Steuerspeichers die Länge des Steuerwortes
an die Byte- bzw. Wortstruktur der CPU anzupassen.

3. Grundsätzlich wirken die Steuerworte ähnlich wie Mikrobe-
fehle in den bekannten Mikroprogrammsteuerwerken, und es kön-
nen alle einschlägigen Prinzipien bzw. Erfahrungen zur Gestal-
tung der Steuerwortformate herangezogen werden (s. etwa /!/,
/4/, /8.18/ - /8.19/, /ll/).
Ist die Länge des Steuerwortes einmal festgelegt, so kommt es
oft nicht darauf an, bei der Codierung der einzelnen Sonder-
wirkungen Bits einzusparen. Dann erweist sich die einfache 1-
aus-n- Codierung (l bit pro Steuerwirkung) als durchaus zweck-
mäßig.
Das Steuerwort sollte - wenn immer möglich - so formatiert
werden, daß wenigstens l Bit bzw. eine Codeposition für künf-
tige Erweiterungen frei bleibt ("Escape"- Vorkehrung).

Im folgenden solllen typische Einzelheiten an einem Beispiel
(Basis: Z 80) näher erläutert werden. Dazu zeigt Bild 50 eine
Mikrorechneranordnung, in der die Möglichkeiten des CONTROL
MODE weitgehend genutzt sind. Bild 51 veranschaulicht die
Adressenstruktur und Bild 52 die Belegung eines Steuerwortes.
Der Mikrorechner hat drei Speicher A, B, C zu je 16 kBytes (8k
ROM + 8k RAM). Diese Speicher sind alle in üblicher Weise
nutzbar. Ein 16k- Adressenbereich ist für den CONTROL MODE
vorgesehen. Dann werden die Speicher A, B, C parallel genutzt,
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und zwar A als Befehlsspeicher und B, C zusammen als Steuer-
speicher. Das Steuerwort ist also 16 bit lang. Bild 52 zeigt
dessen grundsätzliche Aufteilung in ein Funktionscodefeld, ein
Steuerfeld und ein Direktwertfeld (EMIT- Feld). Das Funktions-
codefeld wird grundsätzlich so interpretiert, wie in Bild 52
dargestellt (8 Belegungen genutzt, 8 als Reserve freigehal-
ten); die Belegung der anderen Felder wird im einseinen durch
den Funktionscode bestimmt.
Aus den Bildern 53, 54 sind wesentliche Einzelheiten der
Speicheranordnung ersichtlich (die ROM/RAM- Kombination jedes
Speichers ist jeweils zusammengefaßt dargestellt). Schreibim-
pulse werden nur bei RAM- Zugriffen mit Adressen außerhalb des
CONTROL MODE- Bereichs abgegeben. Hingegen werden die "chip
enable"- Eingänge der Speicherkomplexe sowohl bei üblichen
Zugriffen aktiviert als auch bei Lesezugriffen im Adressenbe-
reich des CONTROL MODE (Schreibzugriffe zu diesem Bereich sind
wirkungslos). Bei Lesezugriffen außerhalb des CONTROL MODE-
Bereichs wird der jeweils adressierte Speicher auf den Daten-
bus der CPU geschaltet, bei Lesezugriffen im CONTROL MODE-
Bereich stets der Speicher A, damit die CPU die Befehle lesen
kann. Bild 55 veranschaulicht anhand einer Ausgestaltung der
CONTROL MODE- Steuerung die wesentlichen Einzelheiten:

1. CONTROL MODE muß beim Operationscodelesen (Ml- Zugriffe zum
entsprechenden Adressenbereich) einschalten und so lange aktiv
bleiben (im Beispiel über Rückführung), bis ein Operationscode
außerhalb des CONTROL MODE- Adressenbereichs gelesen wird.

2. Kritisch sind Zugriffe, die bei aktivem CONTROL MODE von
der CPU aus anderen Ursachen (z. B. Interrupt, NMI) eingefügt
werden.
Ist das System so ausgelegt, daß solche Bedingungen nie ein-
treten, kann man auf Sondermaßnahmen verzichten. Ansonsten ist
dafür zu sorgen, daß zu Beginn des Behandlungsablaufs CONTROL
MODE ausgeschaltet wird. Das ist im Beispiel wie folgt gelöst:
CONTROL MODE wird bei E-A- Zugriffen (IORQ) gelöscht (E-A-
Zugriffe sind grundsätzlich frei von Sonderwirkungen!).
Da der Interrupt mit Ml und IORQ quittiert wird, ist das
gewünschte Verhalten der Schaltung gewährleistet.
NMI wird der CPU über ein Zwischenflipflop zugeführt, das die
Anforderung mit dem Beginn des jeweils nächsten Zyklus syn-
chronisiert. Ist das Zwischenflipflop einmal gesetzt, so wird
NMI garantiert am Ende des aktuellen Befehle behandelt; der
nächste Zyklus mit Ml und MREQ ist also der NMI- Quittungszyk-
lus - und da schaltet CONTROL MODE aus, weil das Zwischenflip-
flop die Rückführung auftrennt.
Hinweise:

• Die NMI- Anforderung muß gehalten werden bis zur Annahme
durch die CPU.

• Befehle mit zwei Ml- Zyklen dürfen nie Sonderwirkungen ausü-
ben, da die Schaltung nach Bild 55 bei aktivem Zwischen-
flipflop den 2. Ml- Zyklus als NMI- Quittungszyklus inter-
pretiert. Sollte die Programmiereinschränkung nicht tragbar
sein, so muß die Schaltung entsprechend erweitert werden, z.
B. gemäß Bild 56.
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Bild 57 zeigt das Steuerregister zusammen mit der Decodierung
des Funktionscodefeldes. Das Register wird nur bei Lesezugrif-
fen mit einer Adresse im CONTROL MODE- Bereich geladen. Es ist
bei inaktivem CONTROL MODE stets zurückgesetzt (NO-OP- Bele-
gung ).
CONTROL MODE schaltet stets zu Beginn von MREQ ein, gibt das
Register also rechtzeitig frei. Der weitere Zeitablauf im
Zyklus muß folgenden Bedingungen gerecht werden:

- das Steuerregister kann erst geladen werden, wenn die Da-
ten an den Speicherausgängen bereitstehen

- wirkt die Befehlserweiterung auf die CPU unmittelbar (im
selben Zyklus) zurück, so darf der Zyklus erst dann been-
det werden, wenn die Rückwirkung eingetreten ist (betrifft
z. B. Aufschalten von Information auf den Datenbus, Stel-
len von Unterbrechungsanforderungen usw.).

Mit schnellen Bauelementen für Steuerspeicher und Zusatzlogik
(z. B. Steuerregister mit 74S175) ist es kaum erforderlich,
zusätzliche Wartezustände einzufügen. Oft reicht es aus, gegen
Ende des Zyklus zwei zeitversetzte Impulse zu erzeugen:

- LOAD CTL REG zum Laden des Steuerregisters
- LOAD PULSE als Taktimpuls für die Wirkungen, die vom Steu-
erregister ausgehen (der Abstand gegenüber LOAD CTL REG
ist gegeben durch Veraögerungszeit des Steuerregisters +
Decodierzeit + Vorhaltezeit der anzusteuernden Flipflops
bzw. Register).

Derartige Impulse sind z. B. mit einer Laufzeitkette oder mit
einem Schieberegister leicht zu bilden (Bild 58).
Erweist es sich als erforderlich, Wartezustände einzufügen, so
ist zu beachten, daß viele Mikroprozessoren eine solche Ent-
scheidung relativ früh im Zyklus verlangen (Z 80: fallende
Flanke des 2. CPU- Taktes; vgl. auch Abschnitt 11).
Man kann den Wartezustand deshalb kaum vom Steuerregister aus
beeinflussen (z. B. durch besondere Steuerbits); es verbleibt
oft nur, zu Beginn des Zyklus den Wartezustand gewissermaßen
prophylaktisch einzuschalten und bei eingetretener Steuerwir-
kung zurückzunehmen. Die Bilder 59, 60 veranschaulichen eine
solche Schaltungslösung, weitere Einzelheiten sind z. B. in
/8.12/, /8.13/, /!?/ und /26/ zu finden.

Nachfolgend werden die Sonderwirkungen im einzelnen beschrie-
ben.

6.2. Ausgabe von Direktwerten

Teile des aktuellen Steuerwortes können ohne besondere Schwie-
rigkeiten direkt auf Interfaceleitungen geschaltet werden. Da
die Aufrufbreite an sich beliebig sein kann, lassen sich auch
extreme Anforderungen erfüllen, so z. B. das gleichzeitige
Erregen von über 40 Steuerleitungen in einem einzigen Befehl
(z. B. ein NOP, mit dem zusammen ein entsprechend breites
Steuerwort gelesen wird; das kostet beim Z 80 nur 4 Maschinen-
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